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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundeskanzler und der Leiter des Bundes- 
presseamts nunmehr bereit (vgl. die Antworten in 
der Fragestunde der 158. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 1. Juni 1979), der einzigen deutsch- 
sprachigen Tageszeitung in Nordamerika, der 
Abendpost/Sonntagspost, Chicago, zu ihrem 90jäh- 
rigen Bestehen das erbetene Grußwort zu senden, 
nachdem bekannt wurde, daß auch der Vorsitzende 
der SPD und frühere Bundeskanzler dieser Zeitung 
eine Grußbotschaft geschickt hat? 


Antwort des Staatssekretärs Bölling vom 6. August 

In der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 1. Juni 1979 hatte 
ich Gelegenheit, Ihnen ausführlich die Gründe darzulegen, die den 
Bundeskanzler und mich veranlaßt hatten, von einem Grußwort zum 
90jährigen Bestehen der Abendpost /Sonntagspost in Chicago abzu- 
sehen. 

Diese Gründe bestehen fort. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 


3. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung Schritte unternommen, 
um dort in Nicaragua, wo gegebenenfalls deutsche 
Wirtschaftsinteressen mit den wirtschaftlichen In- 
teressen der Familie Somoza verknüpft sind, auf 
eine Trennung hinzuwirken? 

1 

Wird die Bundesregierung ihren Einfluß dahin 
gehend geltend machen, daß jede mittelbare oder 
unmittelbare ausländische Intervention in Nicaragua 
gegen die sandinistische Befreiungsbewegung unter- 
bleibt? 


Antwort des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher vom 27. Juli 

Durch den erfolgreichen Abschluß des Befreiungskampfs in Nicaragua 
sowie die bereits erfolgte Etablierung der provisorischen Regierung des 
nationalen Wiederaufbaus von Nicaragua dürfte sich die Beantwortung 
Ihrer Fragen erübrigen. Die Bundesregierung hat inzwischen erste 
Kontakte mit der neuen Regierung aufgenommen und bereitet zur 
Zeit umfangreiche Hilfsmaßnahmen für Nicaragua vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Wie ist der Stand der im Bundeshaushalt 1979 bei 
den Bewilligungen für den Umweltschutz erstmalig 
vorgesehenen Investitionen auf dem Gebiet der 
Luftreinhaltung bei Altanlagen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 31. Juli 

Schon vor Verkündigung des Haushaltsgesetzes 1979 sind die für den 
Immissionsschutz zuständigen obersten Landesbehörden über das Alt- 
anlagenprogramm unterrichtet und um Vorschläge für geeignete Pro- 
jekte gebeten worden. Darüber hinaus hat der Bundesverband der 
Deutschen Industrie auf meine Veranlassung hin die Industrie un- 
mittelbar über das Programm unterrichtet. 

Bereits wenige Wochen nach Eröffnung des Programms zeigte sich 
ein lebhaftes Interesse der Wirtschaft, das zur Zeit noch anhält. 

Die Durchführung des Programms, mit der ich das Umweltbundesamt, 
Berlin, beauftragt habe, stellt sich wie folgt dar: 

1. Anträge mit Projektvorschlägen 201 

2. Investitionsvolumen in Millionen DM 746 

3. Vergabereif bzw. bewilligt in Millionen DM 26. 


5. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Welche Demonstrationsobjekte in großtechnischem 
Maßstab mit welchen Wertzielen sind in Angriff 
genommen worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 31. Juli 

Bisher wurden neun Demonstrationsvorhaben mit dem Ziel der Ver- 
minderung gas- und staubförmiger Emissionen in der Ernährungs-, 
Eisen- und Nichteisenmetall- sowie Textilindustrie in Angriff genom- 
men. Das Investitionsvolumen dieser Vorhaben beträgt 24,9 Millionen 
DM, die Zuwendung hierzu 11,1 Millionen DM. Diese Zuwendungen 
wurden Anlagenbetreibern in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Bayern und im Saarland bewilligt. 


6. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Jubiläums- 
zuwendung für Beamte den gestiegenen Lebens- 
haltungskosten anzu^assen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 30. Juli 

Es wird erwogen, die Jubiläumszuwendungen anzuheben. Wegen der 
erforderlichen Abstimmungen (z. B. auch mit den Ländern) bitte 
ich um Verständnis, daß zur Zeit nähere Angaben nicht möglich sind. 


7. Abgeordneter 
Pohlmann 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Unterschiede, 
die in der Behandlung der unter das G 1 3 1 fallenden 
Personen insoweit bestehen, als Berufssoldaten, die 
beim Aufbau der früheren Wehrmacht in der Zeit 
vom 1. Oktober 1933 bis zum 31. August 1939 
reaktiviert worden sind, zwei Drittel der zwischen 
ihrer Entlassung nach dem Ersten Weltkrieg und 
ihrer Wiedereinstellung als Berufssoldat liegenden 
Zeit als Dienstzeit angerechnet werden, während bei 
den in den Jahren 1 920 bis 1 925 wiedereingestellten 
Berufssoldaten die in der Regel wesentlich kürzere 
Zwischenzeit bei der Errechnung ihrer Versorgungs- 
bezüge nicht in der gleichen Weise berücksichtigt 
werden, bzw. hält die Bundesregierung die insoweit 
bestehenden Unterschiede für gerechtfertigt, und 
wenn nein, welche Folgerungen zieht sie daraus? 
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8. Abgeordneter 
Pohlmann 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
durch Änderung der einschlägigen Verwaltungsvor- 
schriften bzw. durch eine Gesetzesänderung eine 
Gleichbehandlung dieser ehemaligen Berufssoldaten 
herbeizuführen, und welche Mehraufwendungen 
würden durch eine solche Regelung zugunsten des 
zahlenmäßig sicherlich nur sehr kleinen Personen- 
kreises der hierdurch betroffenen ehemaligen 
Berufssoldaten zu erwarten sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf vom 31. Juli 


Die von Ihnen angesprochenen Unterschiede bei der Regelung der 
Versorgungsrechtsstellung von ehemaligen Berufssoldaten beruhen 
auf der Vorschrift des § 186 Abs. 1 des Wehrmachtfürsorge- und 
-Versorgungsgesetzes vom 26. August 1938 (WFVG). Nach dieser 
Vorschrift ist bei Berufssoldaten, die beim Aufbau der früheren Wehr- 
macht (1. Oktober 1933 bis 31. August 1939) wiedereingestellt worden 
sind, die Zeit zwischen Entlassung und Wiedereinstellung zu zwei 
Drittel ruhegehaltfähig. Für die vor dem Aufbau der Wehrmacht wieder 
eingestellten ehemaligen Berufssoldaten verblieb es bei den für sie 
damals geltenden Versorgungsrechtsregelungen. Die auf Grund von 
§ 186 Abs. 1 WFVG bis zum 8. Mai 1945 erworbenen Versorgungs- 
rechte sind durch die Bestimmung des § 53 Abs. 1 Satz 4 G 131, die 
durch die vierte Novelle zu diesem Gesetz vom 9. September 1965 
(BGBl. I S. 1203) eingeführt worden ist, anerkannt. Die mit der vierten 
Novelle geschaffene Rechtslage entspricht der Verfassungsrechtspre- 
chung, nach der die vor dem 8. Mai 1945 rechtswirksam entstandenen 
Versorgungsrechte der ehemaligen Berufssoldaten durch Artikel 14 des 
Grundgesetzes geschützt sind; die für ehemahge Berufssoldaten ab- 
weichende Regelung des § 53 G 131 in der Fassung vor der vierten 
Novelle war vom Bundesverfassungsgericht insoweit für nichtig er- 
klärt worden (BVerfGE 16, 94 ff.). 

Ich vermag in der verfassungsmäßig gebotenen Berücksichtigung von 
Versorgungsrechtspositionen, die vor dem 8. Mai 1945 entstanden 
waren, keine Benachteiligung von solchen ehemaligen Berufssoldaten 
zu sehen, die derartige Rechtspositionen nach dem früheren Wehr- 
machtsversorgungsrecht nicht erworben haben. Der Verfassungsauf- 
trag des Artikels 131 des Grundgesetzes an den Gesetzgeber geht 
auch nicht dahin, das frühere Wehrmacht versorgungsrecht zugunsten 
einzelner Personengruppen nachträglich abzuändern. In diesem Zu- 
sammenhang darf darauf hingewiesen werden, daß die Berücksichti- 
gung der Zwischenzeiten für die bei dem Wiederaufbau der früheren 
Wehrmacht wieder eingestellten Berufssoldaten vor der vierten Novelle 
von den Interessenverbänden nachhaltig gefordert worden war und 
seinerzeit auch im Hinblick auf § 70 des Soldatenversorgungsgesetzes, 
das ebenfalls versorgungsrechtliche Anreize für den Eintritt in die 
Bundeswehr kennt, für geboten erachtet wurde. Im übrigen dürften 
diejenigen Berufssoldaten, die den Vorzug hatten, bereits in den Jahren 
1920 bis 1925 wieder eingestellt zu werden, bis zum 8. Mai 1945 
in der Regel keine geringere ruhegehaltfähige Dienstzeit erlangt haben 
als die für den gleichen Zeitraum erst nach 1933 reaktivierten Berufs- 
sodaten. 

Bei dieser Sach- und Rechtslage sieht die Bundesregierung keine Mög- 
lichkeit, eine Änderung der bestehenden gesetzlichen Regelungen zu 
initiieren. Unabhängig davon hat die Bundesregierung in Verfolg der 
Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht, daß sie die Kriegsfolgengesetzgebung als abgeschlossen be- 
trachtet und insoweit keine neuen Gesetzesinitiativen zu erwarten 
seien. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Wieviel Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in 
denen richterlich angeordnete Fahn du ngsmaßn ah- 
men (Durchsuchungen) die Sozialstellung ,, Dritter“ 
nachhaltig negativ beeinflußt haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel vom 6. August 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in wieviel Fällen richterlich 
angeordneter Durchsuchungen die Sozialstellung Dritter nachhaltig 
negativ beeinflußt worden ist. 


10. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung eine gesetzliche 
Hansen Regelung, die den von solchen Maßnahmen Betrof- 

(SPD) fenen grundsätzlich den Beschwerdeweg öffnet, 

damit der verfassungsrechtliche Anspruch auf 
rechtliches Gehör lückenlos verwirklicht wird und 
fortbestehende Nachteile aus solchen Maßnahmen 
möglichst beseitigt werden können? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel vom 6. August 

Ist eine richterlich angeordnete strafprozessuale Zwangsmaßnahme 
erledigt, so ist nach ganz überwiegender Meinung (vgl. Loewe-Rosen- 
berg, Kommentar zur Strafprozeßordnung, 23. Auflage 1978, § 81 a, 
Randziffer 66; § 105, Randziffer 17) eine Beschwerde gegen diese 
Maßnahme wegen sogenannter prozessualer Überholung unzulässig. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß das geltende Recht insoweit 
einer Überprüfung bedarf, die sich indes nicht auf diesen einen Fall 
aus der Gesamtproblematik beschränken sollte. Die Fragen des Rechts- 
schutzes gegen strafprozessuale Grundrechtseingriffe sind insgesamt 
umstritten, weil die gesetzlichen Bestimmungen Lücken aufweisen 
und über Art und Umfang der Ausfüllung dieser Lücken in Recht- 
sprechung und Schrifttum Meinungsverschiedenheiten bestehen. Eine 
umfassende Sichtung der Möglichkeiten, den Rechtsschutz gegen straf- 
prozessuale Grundrechtseingriffe zu verbessern, ist vom Bundesmi- 
nisterium der Justiz eingeleitet worden. Ich bin gern bereit. Sie über 
den Fortgang der Arbeiten und das Ergebnis zu gegebener Zeit zu 
unterrichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


12 . 


Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den gängi- 
gen Verträgen für verbundene Gebäudeversicherun- 
gen die Versicherungsunternehmen eine Übernahme 
der Risiken von Kernkraftwerksunfällen weitgehend 
ausschließen, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um auch die Übernahme von Risiken für 
Kernkraftwerksunfälle in den üblichen Gebäude- 
versicherungen sicherzustellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich gegebenenfalls 
dafür einzusetzen, daß eine solche Regelung bundes- 
einheitlich ausgestaltet werden kann? 


13. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung der Auffassung Geltung 
verschaffen, daß angesichts der allseits betonten 
geringen Unfallwahrscheinlichkeit nur ganz gering- 
fügige Erhöhungen der Prämien der Gebäudever- 
sicherungen berechtigt wären? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert vom 3. August 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Allgemeinen Bedingungen 
für die Neuwertversicherung von Wohngebäuden gegen Feuer-, Lei- 
tungswasser- und Sturmschäden (VGB) in § 1 Abs. 4 Satz 1 bestimmen, 
daß der Versicherer nicht für Schäden haftet, die durch Kernenergie 
verursacht werden. Auch in den anderen Bereichen der Schadenver- 
sicherung ist eine solche Bestimmung üblich. 

Die Einbeziehung des Kernenergierisikos in die von Ihnen genannten 
Versicherungsverträge würde eine Doppelsicherung bewirken. Denn 
nach dem Atomgesetz liegt die Haftung für Schäden, die auf einem 
von einer Kernanlage ausgehenden nuklearen Ereignis beruhen, beim 
Inhaber dieser Anlage. Die Erfüllbarkeit von Ansprüchen aus dieser 
Haftung ist auf der Grundlage der Deckungsvorsorge-Verordnung vom 
25. Januar 1977 (BGBl. I S. 220) abgesichert. Deshalb folgt aus der 
Aussparung des Kernenergierisikos bei den Verträgen in der Schaden- 
versicherung keine Deckungslücke zu Lasten der Versicherten. 


14. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
in welcher Höhe Steuerausfälle zu erwarten sind, 
wenn die betriebliche Altersversorgung, die im Jahr 
1976 zugunsten von Nichtselbständigen einen 
Steuerausfall von 6 bis 7 Milliarden DM erbrachte, 
in gleicher Weise auch auf die Selbständigen aus- 
geweitet wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert vom 3. August 

Geht man davon aus, daß die jetzt bestehenden Versorgungsformen 
der betrieblichen Altersversorgung für Arbeitnehmer in gleicher Weise 
auf die Selbständigen ausgedehnt würden und die jährlichen durch- 
schnittlichen Aufwendungen je Steuerpflichtigen der Größenordnung 
wie bei Arbeitnehmern entsprächen, so dürften sich nach überschlä- 
gigen Berechnungen die finanziellen Auswirkungen auf bis zu 800 
Millionen DM jährlich belaufen. Im übrigen verweise ich zu der Frage 
der Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung auf Selbständige 
auf die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Böhme 
vom 12. Mai 1978 zu Ihrer damaligen schriftlichen Anfrage (Steno- 
graphischer Bericht über die 91. Sitzung, Anlage 29). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


15. Abgeordneter Welche" Maßnahmen kommen nach Meinung der 
Stockleben Bundesregierung in Frage, um bei anhaltenden 

(SPD) Turbulenzen auf den internationalen Mineralöl- 

märkten die Entstehung der nicht auf wirtschaft- 
liche Leistung zurückzuführenden Milliardengewinne 
einiger Marktteilnehmer zu kontrollieren und gege- 
benenfalls unmöglich zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner vom 7. August 

Die Wettbewerbsgesetzgebung verfügt in der Mißbrauchskontrolle und 
dem Diskriminierungs- und Behinderungsverbot über Instrumente, mit 
denen einem Machtmißbrauch bei der Preisgestaltung entgegengewirkt 
werden kann. Diese Instrumente gelten auch für die Mineralölmärkte. 
Allerdings müssen sie wie die jüngste Untersuchung des Bundeskartell- 
amtes im Zusammenhang mit den letzten Benzin- und Heizölpreiserhö- 
hungen gezeigt hat, verbessert werden. Das Bundeskartellamt hatte auf 
Grund der Darlegungen der Mineralölgesellschaften Zweifel, ob die 
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Preiserhöhungen zum jetzigen Zeitpunkt und in dieser Höhe bei funk- 
tionierendem Wettbewerb hätten durchgesetzt werden können, hat aber 
von einem förmlichen Verfahren, in dem diese Zweifel hätten geklärt 
werden können, wegen der bestehenden verfahrensrechtlichen Schwie- 
rigkeiten abgesehen. Die dem Bundestag vorliegende Kartellgesetz- 
Novelle sieht u. a. eine Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht vor; die 
Bundesregierung hat deshalb aus dem Ergebnis der Prüfung des Bundes- 
kartellamts erneut den Schluß gezogen, daß die Kartellnovelle baldigst 
verabschiedet werden sollte. Darüber hinausgehende speziell auf die 
Mineralölmärkte abzielende Maßnahmen sind nicht beabsichtigt. 

Zum gesamten Fragenkomplex darf ich im übrigen auf die Antwort auf 
die Frage des Kollegen Spitzmüller verweisen (Drucksache 8/3074, 
Nummern 10 und 11). 


16. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem vor- 
läufigen Scheitern des iranischen Gasgeschäfts für 
die deutsche Erdgasversorgung, und hält die Bun- 
desregierung Maßnahmen für notwendig, um die 
künftige Gasversorgung zu sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner vom 7. August 

Die Lieferungen iranischen Erdgases nach Westeuropa — im Tauschwege 
über entsprechende Mengen aus der UdSSR (Erdgasdreiecksgeschäft) — 
sollten nach dem zwischen dem westeuropäischen Käuferkonsortium 
(Ruhrgas/Gaz de France/Österreichische Mineralölverwaltung ÖMV) 
und der staatlichen Gasgesellschaft Irans (National Iranian Gas Corp. — 
NIGC) am 30. November 1975 geschlossenen Vertrag Anfang 1981 auf- 
genommen werden und bis 2003 dauern. Zwar ist mit der Einhaltung 
dieses Liefertermins nicht mehr zu rechnen. Die iranische Seite hat je- 
doch weder den Unternehmen gegenüber noch auf der Ebene der Regie- 
rungen zu erkennen gegeben, den Vertrag grundsätzlich nicht einhalten 
zu wollen. Die Pressenachrichten der letzten Tage aus Teheran scheinen 
allerdings den Eindruck zu bestätigen, daß die iranische Seite nicht 
mehr an der Realisierung des Projekts interessiert ist. Eine endgültige 
Entscheidung hierüber ist angesichts der innenpolitischen Lage in Iran 
kaum kurzfristig zu erwarten. 

Zu einer empfindlichen Angebotsverknappung würde es aber selbst im 
Falle einer Verzögerung um mehrere Jahre nicht kommen. Der Anteil 
des Irangases am gesamten Erdgasangebot sollte ab 1981 von rund 2. v. H. 
auf rund 7 v. H. in den Jahren nach 1984 ansteigen. 

Die in der Aufbauphase bis 1984 fehlenden Mengen könnten weit- 
gehend durch höhere Bezüge aus bestehenden Importverträgen und in- 
ländischer Förderung gedeckt werden. 

Die Bundesregierung hat iranischen Regierungsstellen gegenüber bereits 
zu erkennen gegeben, daß eine Lieferung der in dem Vertrag vorge- 
sehenen Erdgasmengen für uns von hohem energiepolitischen Interesse 
ist. Sie wird daneben alle inländischen Gasunternehmen bei ihren Be- 
mühungen unterstützen, zusätzhche Erdgasmengen für die Jahre nach 
1 985 zu beschaffen. 


17. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Martiny- 

Glotz 

(SPD) 


Ist im Rahmen der geplanten Energiesparmaß- 
nahmen daran gedacht, die Rentabilität des inner- 
deutschen Flugverkehrs unter Energiespargesichts- 
punkten neu zu ermitteln, z. B. die Ausbauplanung 
der deutschen Flughäfen, an denen die Bundes- 
regierung beteiligt ist, zu überprüfen, und insbe- 
sondere die Kosten des Flugzeugbrennstoffs Kerosin 
neu zu berechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner vom 7. August 

Die Bundesregierung hat den Treibstoffverbrauch des innerdeutschen 
Luftverkehrs durchaus in ihre energiepohtischen Überlegungen einbe- 
zogen. Trotz der besonderen Energieintensität dieses Verkehrsträgers 
geben aber bisher weder die Menge des Treibstoffbedarfs — der Anteil 
des innerdeutschen und internationalen Luftverkehrs an den gesamten 
im Inland als Energie verbrauchten Mineralölprodukten beträgt ca. 
2,2 V. H. — , noch die Entwicklung der Treibstoffkosten, auf die die 
Bundesregierung keinen Einfluß nimmt, Veranlassung für besondere 
staatliche Reglementierungen in diesem Verkehrsbereich. Hinzu kommt, 
daß der durch die hohe Auslastungsquote der innerdeutschen Flug- 
liniendienste nachgewiesene Bedarf Einschränkungen dieser Dienste 
gegenwärtig nicht rechtfertigen würde. 

Die vom Bundesminister für Verkehr ständig fortgeschriebene Luftver- 
kehrsprognosen für den innerdeutschen Luftverkehr lassen einen wei- 
teren Zuwachs erwarten. Gegen eine entsprechende Ausbauplanung und 
Kapazitätserweiterung der Flughafenanlagen ist deshalb nichts einzu- 
wenden. 

Die Bundesregierung begrüßt die von den Luftverkehrsgesellschaften 
eingeleiteten Umstellungen der Luftfahrzeugflotten auf treibstoff- 
sparendes Fluggerät. 

18. Abgeordneter Welche konjunkturpolitischen Maßnahmen gedenkt 
Braun die Bundesregierung für den bergischen Wirtschafts- 

(CDU/CSU) raum einzuleiten, da die Zahlen des Arbeitsamts 

Solingen für den Monat Juni 1979 aussagen, daß 
der in Bund und Land zu verzeichnende konjunk- 
turelle Aufwärtstrend auf den bergischen Wirt- 
schaftsraum keine Auswirkungen gezeigt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner vom 7. August 

Maßnahmen der regionalen Wirtschaftsförderung gehören primär zu den 
Aufgaben der Länder, an deren Erfüllung der Bund allerdings bei der 
Rahmenplanung und Finanzierung mitwirkt. Ein Teil des bergischen 
Wirtschaftsraumes, nämlich der Oberbergische Kreis, wurde im Jahre 
1978 als Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ anerkannt, da diese Region eine beson- 
ders ungünstige Wirtschaftsentwicklung aufwies. Eine bundesweite Neu- 
abgrenzung der Fördergebiete ist für Ende 1980 vorgesehen; zur Beur- 
teilung der regionalen Wirtschaftsstruktur werden dabei Arbeitsmarkt-, 
Einkommens- und Infrastrukturindikatoren herangezogen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


19. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß - laut Presseberichten - ein 
Flugabwehrpanzer Roland II mit einem neuen 
Raketenwaffensystem auf dem Weg zur militäri- 
schen Erprobungsstelle über 24 Stunden spurlos 
verschwunden war und wie erklärt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls diesen Vorgang? 

Inwieweit entspricht der Transport eines Panzers 
mit geheimem System zur Erprobungsstelle durch 
eine private Spedition mit einem Fahrer ohne 
jegliche weitere Begleitung den geltenden Richt- 
linien und Vereinbarungen? 

Schließt das Ergebnis der Ermittlungen jeglichen 
Spionageverdacht in diesem Fall aus, und welche 
Konsequenzen wird der Bundesverteidigungsmini- 
ster aus dem Vorfall ziehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 1. August 

1. Es trifft zu, daß ein FlaRakPz (ROLAND) bei einem Transport von 
Kassel nach Trier 24 Stunden überfällig war. 

Gemäß den geltenden Vereinbarungen sind Transporte des als VS-NfD 
eingestuften FlaRakPz (ROLAND) im verschlossenen Zustand in der 
Regel durch die Deutsche Bundesbahn (DB) auf Schiene oder Straße 
durchzuführen. 

Da zu dem vorgegebenen Termin ein Tieflader der DB nicht verfügbar 
war, wurde ausnahmsweise die Firma Oehm, Alsfeld, von der DB beauf- 
tragt, den Transport abzuwickeln. Die von der DB vorgegebenen Bedin- 
gungen wurden vom Auftragnehmer nur teilweise erfüllt, z. B. statt der 
geforderten zwei Fahrer war nur ein Fahrer eingesetzt worden. Zusätz- 
lich erschwerend wirkte sich das in Rheinland -Pfalz gültige Fahrverbot 
von Schwertransportern von 6.00 bis 22.00 Uhr aus. 

Gemäß den geltenden Richtlinien ist Begleitpersonal nur bei der Beför- 
derung von VS-Material der Geheimhaltungsstufe „Geheim“ zu stellen, 

2. Das Ergebnis der Ermittlungen durch die Kriminalpolizei und den 
MAD läßt keine Anhaltspunkte erkennen, die auf unbefugte Kenntnis- 
nahme hindeuten, d. h. der Verdacht auf Spionage ist nicht bestätigt. 

Die zuständigen Stellen im Hause werden in Zusammenarbeit mit dem 
Bundeswirtschaftsministerium die bestehenden Vorschriften mit dem 
Ziel überprüfen, ähnliche Vorfälle in Zukunft auszuschließen. Hierbei 
wird auch geprüft werden, wie Fehlverhalten geahndet werden kann. 

Das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung wurde erneut ange- 
wiesen, darauf zu dringen, daß Schwertransporte nur in besonders be- 
gründeten Ausnahmefällen auf der Straße durchgeführt werden. 


22. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß beim Marinefliegergeschwa- 
der 2 in Eggebek bereits seit mehr als einem Jahr 
eine Küche aus hygienischen Gründen stillgelegt 
worden ist, mit der Folge, daß die nur für 600 Per- 
sonen ausgelegte Kapazität der Ausweichküche zu 
Lasten der Qualität der Versorgung und der Arbeits- 
bedingungen um mehr als 100 v. H. überfordert 
wird, und dennoch die beantragte Grundinstand- 
setzung der stillgelegten Küche mit dem Verweis 
auf eine mögliche Bauunterhältungsmaßnahme 
abgelehnt worden ist, für letztere aber keine Mittel 
bereitstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. August 

Die Truppenküche im Bereich des Marinefliegergeschwaders 2, Eggebek, 
bedarf der baulichen Instandsetzung. Für die von Ihnen angesprochene 
sogenannte Grundinstandsetzung sind jedoch die haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen nicht gegeben. Die erforderlichen Arbeiten müssen 
daher im Rahmen des allgemeinen Bauunterhaltes erfolgen. 

Es trifft nicht zu, daß die Küche bereits seit mehr als einem Jahr still- 
gelegt ist. Um die Versorgung der Truppe möglichst wenig zu beein- 
trächtigen, wurde vielmehr zunächst lediglich der Bereich des Ausgabe- 
tresens, nicht jedoch der Kochbereich, gesperrt. Erst ab Januar 1979 
mußte die gesamte Küche für die vom zuständigen Wehrbereichsveteri- 
när geforderten Renovierungsarbeiten geschlossen werden, um die 
hygienischen Mindestanforderungen für die Wiederinbetriebnahme noch 
in diesem Jahr zu schaffen. Mit dem Abschluß dieser Arbeiten wird im 
September 1979 gerechnet. Bis dahin wird die Verpflegung in der vor- 
handenen Ausweichküche zubereitet und ausgeteilt. 
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Weitergehende, insbesondere einem noch zweckmäßigeren Küchenbe- 
trieb dienende Instandsetzungsmaßnahmen sind mit jeweils möglichst 
geringer Beeinträchtigung der Küche im Rahmen der zur Verfügung ste- 
henden Haushaltsmittel vorgesehen. 


23. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, 
daß im Einödstandort Olpenitz eine weitere BAT- 
S teile für die Verwaltung der dortigen Betreuungs- 
einrichtungen geschaffen wird, damit deren konti- 
nuierlicher Betrieb gwährleistet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. August 

Dem Marinestützpunkt Olpenitz stehen für die Betreuungseinrichtungen 
ein BAT VII- und ein Arbeiter-Dienstposten zur Verfügung. Aufgabe 
dieser Dienstposteninhaber ist u. a., das Inventar und Betreuungsgerät 
der im Stützpunktgebäude untergebrachten Lese-, Fernseh-, Tischten- 
nis- und Mehrzweckräume sowie der Kegelbahn und der Minigolfanlage 
zu verwalten, die Vergabe dieser Einrichtungen zu regeln und Repara- 
tur-, Pflege- und Reinigungsarbeiten durchzuführen. Wiederholte Prü- 
fungen haben ergeben, daß die vorhandenen Dienstposten ausreichen, 
um die anfallenden Arbeiten zu erledigen. Für Vertretungen steht an an- 
derer Stelle eingesetztes Personal zur Verfügung. 

Ein weiterer BAT-Dienstposten ist daher unter den gegebenen Umstän- 
den für den Bereich der Betreuungseinrichtungen im Marinestützpunkt 
Olpenitz, auch unter Berücksichtigung der Situation in einem Einöd- 
standort, nicht vertretbar. 


Ist die Bundesregierung bereit, so wie es von einer 
Betreuungskommisssion 1978 empfohlen worden 
ist, im Standort Wilhelmshaven beim Stützpunkt 
Heppenser Groden ein Unteroffizierheim errich- 
ten zu lassen, das auch ausreichend Raum und 
Möglichkeiten zur Betreuung der rund 1500 see- 
fahrenden Unteroffiziere aus diesem Stützpunkt 
bietet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Bülow 
vom 3. August 

Das Bundesverteidigungsministerium ist bereit, im Marinestützpunkt 
Wilhelmshaven gemäß den Empfehlungen der Betreuungskommission 
vom 1 1. Oktober 1978 ein Unteroffiziersheim errichten zu lassen. 
Hierbei wird die Zahl der heimberechtigten Unteroffiziere berücksich- 
tigt. 

Das Heim wird im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmit- 
tel nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit ausgestaltet und bietet 
nach Fertigstellung ausreichend Raum für die Unteroffiziere. Ich kann 
Ihnen jedoch zur Zeit noch nicht verbindlich sagen, wann mit dem Bau 
des Heims begonnen wird. 


24. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Kraus 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig und 
vertretbar, daß nach Streichung des § 12 a Abs. 2 
des Unterhaltssicherungsgesetzes auf Grund des 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes der unter diese Regelung fal- 
lende Personenkreis durch den neuen § 14a 
Abs. 4 des Arbeitsplatzschutzgesetzes eine Schlech- 
terstellung erfährt, indem künftig eine Beitragser- 
stattung für ein Mitglied einer öffentlich-recht- 
lichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung 


10 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3110 


seiner Berufsgruppe nur noch in Betracht kommt, 
wenn ein Versicherungsverhältnis bei dieser Ein- 
richtung bereits am Tage vor Beginn des Wehr- 
dienstverhältnisses bestand, während die bisherige 
Regelung darauf abgestellt war, daß ein Versiche- 
rungsverhältnis im Zeitpunkt der Einberufung 
zum Wehrdienst bestehen mußte? 


26. Abgeordneter 

Kraus 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung insbesondere für sinn- 
voll, daß auf Grund der fünften Novelle zum 
Unterhaltssicherungsgesetz beispielsweise Ärzte, die 
unmittelbar nach Abschluß ihrer Ausbildung den 
Wehrdienst ableisten und für die Beiträge an die 
allgemeine Rentenversicherung abgeführt werden, 
durch diese Regelung benachteiligt sind, wenn sie 
nach Ableistung des Wehrdienstes einem berufs- 
ständischen Versorgungswerk beitreten, jedoch eine 
freiwillige Mitgliedschaft in der allgemeinen Renten- 
versicherung nicht begründen wollen oder können 
und damit auch nicht die Wartezeiten in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung für die spätere Geltend- 
machung von Ansprüchen erfüllen können? 


27. 


Abgeordneter 

Kraus 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die neugefaßten 
Regelungen so abzuändern, daß wieder eine echte 
Wahlmöglichkeit für die betroffenen Personen- 
gruppen hinsichtlich ihrer Alterssicherung gewähr- 
leistet wird und außerdem auch die dauerhafte 
Leistungsfähigkeit der berufsständischen Versor- 
gungswerke erhalten bleibt? 


28. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 

Kraus die erforderlichen gesetzgeberischen Maßnahmen 

(CDU/CSU) einzuleiten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schnell vom 2. August 

Die von Ihnen angesprochenen Regelungen sind unter Berücksichtigung 
ihrer Auswirkungen vom Deutschen Bundestag (Drucksache 8/2356, 
8/2684 und 8/2901) in das von ihm am 31. Mai 1979 verabschiedete 
und nach Zustimmung des Bundesrates am 20. Juli 1979 im Bundesge- 
setzblatt verkündete Fünfte Gesetz zur Änderung des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes eingebracht worden. 

Sie entsprechen dem wehrrechtlichen Grundsatz, daß der Bund seinen 
Wehrpflichtigen die Fortführung und Aufrechterhaltung einer vor Be- 
ginn des Wehrdienstes bestehenden Altersvorsorge zu gewährleisten hat. 
Wehrpflichtigen, die eine solche Altersvorsorge nicht vorweisen können, 
gewährleistet der Bund gleiche Altersvorsorgeleistungen in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, Initiativen zur Abänderung der 
vom Deutschen Bundestag in das Gesetz eingebrachten Regelungen auf- 
zunehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


29. Abgeordneter 
KroU-Schlüter 
(CDU/CSU) 


Welche Konzeption hat die Bundesregierung zur 
künftigen Jugend politik, unabhängig von dem ein- 
gebrachten Jugendhilfegesetzentwurf? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 3. August 

Die Jugendpolitik der Bundesregierung stellt die Erziehung und Bildung 
des jungen Menschen in den Mittelpunkt 

Eraiehung und Bildung sollen dem jungen Menschen helfen, zu Selbst- 
bestimmung und Partnerschaft fähig zu werden, damit er seine Interes- 
sen wahrnehmen und seine Pflichten gegenüber Staat und Gesellschaft 
erfüllen kann. 

Das jugendpolitische Konzept der Bundesregierung ist daher insbeson- 
dere auf 

— bessere Erziehungschancen, 

- bessere Bildungschancen, 

- bessere Mitwirkungschancen und 

— einen wirksamen Schutz vor aktuellen Gefährdungen 

gerichtet. 

Diesen Zielen dienen neben der Qualifizierung der Ausbildungsförde- 
rung und gezielten Initiativen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig- 
keit vor allem die eingeleitete Reform des Jugendhilferechts und die 
Weiterentwicklung des Bundesjugendplanes. 

Die Bundesregierung hat grundlegende Aussagen zur Jugendpolitik in 
vielen Aktivitäten und Veröffentlichungen dokumentiert. Verwiesen 
wird z, B. auf 

- die Stellungnahme der Bundesregierung zum Vierten Jugendbericht, 

— den Sozialbericht 1978, 

~ den Berufsbildungsbericht 1977. 

Schwerpunkte der Jugendpolitik wird auch die Stellungnahme der Bun- 
desregierung zum 5. Jugendbericht enthalten. Der Bericht wird nach der 
Sommerpause dem Deutschen Bundestag vorgelegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

30. Abgeordneter Trifft es zu, daß gegen die in der Verordung (EWG) 

Curdt Nr, 543/69 des Rats über die Harmonisierung be- 

(SPD) stimmter Sozialvorschriftten im Straßenverkehr 

festgelegten Lenk- und Ruhezeiten in zunehmen- 
dem Maße, insbesondere von Ausländern, verstoßen 
wird, und ist die Bundesregierung gegebenenfalls 
bereits zu veranlassen, die Überwachung durch die 
Bundesanstalt für den Güterverkehr zu verstärken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 2, August 

Es trifft zu, daß die Anzahl der Verstöße ausländischer Unternehmer 
und Mitgheder des Fahrpersonals gegen die Vorschriften über die Lenk- 
und Ruhezeiten nach der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 vom 25, März 
1969 eine steigende Tendenz aufweist, während die Verstöße deutscher 
Lkw-Halter und Fahrer gegen die EG-Sozialvorschriften rückläufig sind. 
Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (BAG), die ebenso wie die 
Polizei darüber zu wachen hat, daß die Sozialvorschriften im Straßen- 
verkehr eingehalten werden, hat im Jahr 1978 bei insgesamt 222 068 
deutschen Kraftfahrzeugen nur noch 4 709 Verstöße gegen die Sozial- 
vorschriften festgestellt. Im Jahr 1977 wurden noch mehr als 5 000 
Verstöße registriert. Anders dagegen ist die Tendenz bei den ausländi- 
schen Kraftfahrzeugen. Bei den insgesamt kontrollierten 126 758 Fahr- 
zeugen wurden 29 987 Verstöße gegen die EG-Sozialvorschriften ent- 
deckt (1977 = 27 738). Über 17 000 Ausländer wurden mit Verwar- 
nungsgeld in Höhe von insgesamt mehr als 350 000 DM belegt. Außer- 
dem ergingen wegen Ordnungswidrigkeiten nach dem Fahrpersonalge- 
setz gegenüber Ausländern 17 000 Bußgeldbescheide über einen Betrag 
von insgesamt 3,8 Millionen DM. 
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Die Bundesregierung hält es im Hinblick auf die in anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften durchgeführten Kontroll- 
und Ahndungsmaßnahmen gegenwärtig nicht für zweckmäßig, die regel- 
mäßig von der BAG vorgenommenen Kontrollen zu verstärken. 


3 1 . Abgeordneter Hält die Bundesregierung die bestehende Praxis der 
Curdt Überwachung durch die Bundesanstalt für den 

(SPD) Güterverkehr für ausreichend, um mögliche Ver- 

stöße gegen die Lenk- und Ruhezeiten voll zu er- 
fassen, oder gibt es Überlegungen für eine evtl. 
Änderung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 2, August 

Die Bundesregierung hält die gegenwärtige Praxis der Überwachung 
durch die BAG für ausreichend. Sie ist ständig bemüht, eine einheit- 
liche Anwendung der Vorschriften in allen MitgÜedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu erreichen. Daneben versucht sie mit den 
obersten Sozialbehörden der Länder durch Aufklärungsmaßnahmen 
die Beachtung der Vorschriften sicherzustellen. 


32. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung be- 
Curdt treffend der Einhaltung der Sicherheitsvorschriften 

(SPD) für Tanklastfahrzeuge, und hält sie unter den ge- 

gebenen Bedingungen eine weitere Verschärfung 
der Vorschriften zur Zeit für notwendig? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 2. August 

Eine erste Auswertung der Ergebnisse der in den vergangenen Monaten 
in allen Bundesländern durchgeführten Sonderkontrollen von Straßen- 
tankfahrzeugen für die Beförderung gefährlicher Güter läßt deutlich 
werden, daß die Sicherheitsvorschriften für Tankfahrzeuge in einer er- 
heblichen Zahl von Fällen nicht eingehalten wurden. 

Diese Sonderkontrollen wurden jedoch von unterschiedÜchen Kontroll- 
organen (Beamte der Verkehrspolizei, der Gewerbeaufsicht, Sachver- 
ständige für das Kraftfahrzeug wesen und für Druckbehälter) nach unter- 
schiedlichen Kriterien, mit unterschiedlichen Schwerpunkten und mit 
unterschiedlicher Frequenz durchgeführt. Um zu vergleichbaren Ergeb- 
nissen und verwertbaren Schlußfolgerungen zu kommen, hat Bundes- 
minister Gscheidle bei den zuständigen Ministern aller Bundesländer mit 
einem persönlichen Schreiben vom 15. Mai 1979 angeregt, auf der 
Grundlage eines voraussichtlich im August 1979 fertiggestellten, bun- 
deseinheitlichen Erfassungsvordrucks Wiederholungskont rollen durch- 
zuführen. 

Die von der Bundesregierung erlassene Verordnung über die Beförde- 
rung gefährlicher Güter auf der Straße (Gefahrgut VS tr) vom 10. Mai 
1973 (BGBL I S. 449) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
September 1976 (BGBL I S. 2888) enthält u. a. auch umfan^eiche Si- 
cher heit svor Schriften für Tankfahrzeuge. Diese Vorschriften sind inzwi- 
schen dem jüngsten Stand der Technik und der einschlägigen internatio- 
nalen Übereinkommen angepaßt worden und werden am 1. September 
1979 mit der Neuausgabe der Gefahrgutverordnung Straße in Kraft tre- 
ten, so daß zur Zeit eine weitere „Verschärfung der Vorschriften“ nicht 
für notwendig gehalten wird. 


33, Abgeordneter 
Gerste r 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung an ihrem S-Bahn-Konzept 
für die Bundesbahnstrecke Frankfurt — Mainz ~ 
Bingen und dem dazu erforderlichen Bau eines 
weiteren Bahngleises auf dieser Strecke fest, und 
bis wann kann nach den gegenwärtigen Planungen 
mit der Realisierung dieses Vorhabens gerechnet 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 3. August 

Die Bundesregierung hält an ihrem S-Bahn-Konzept für den Verdich- 
tungsraum Rhein-Main fest. Die Strecke Mainz-Bingen ist in diesem 
Konzept nicht für einen S-Bahn-Verkehr vorgesehen. 

Für die Strecke Frankfurt -Mainz sieht das Konzept die Verbesserung 
des S-Bahn-Verkehrs vor, sobald die noch laufenden Ausbauarbeiten 
zwischen Frankfurt Hauptbahnhof und Flughafen abgeschlossen sind; 
dies wird spätestens 1980 der Fall sein. Der Bau eines weiteren Gleises 
auf dieser Strecke gehört nach dem genannten Konzept nicht zu den bis 
1985 zu beginnenden Ausbaumaßnahmen; ein Realisierungszeitpunkt 
kann dafür heute noch nicht angegeben werden. 


34. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach einer wei- 
teren Überlastung dieser Strecke durch das neue 
Intercity- Zugplansystem und den damit verbun- 
denen Benachteiligungen für den Personennahver- 
kehr ihre Zeit Planungen für das weitere Bahngleis 
zu überprüfen und diesem Projekt eine höhere 
Dringlichkeit und eine größere Beschleunigung 
einzuräumen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 3. August 

Mit einer weiteren Überlastung dieser Strecke durch das neue Intercity- 
System ist nach Auskunft der Deutschen Bundesbahn nicht zu rechnen. 
Gewisse Anlaufschwierigkeiten bei Einführung dieses Systems werden 
voraussichtlich in Kürze überwunden sein. Die Bundesregierung sieht da- 
her zur Zeit keinen Anlaß, die Frage einer höheren Dringlichkeit für den 
Bau eines weiteren Gleises auf dieser Strecke zu prüfen. 


35. Abgeordneter Kann nach dem gegenwärtigen Stand der Planungen 

Dr. Homhues der Ausbau des Osnabrücker Zweigkanals so vorge- 

( CDU/CSU) nommen werden, daß das ,, Europaschiff“ — wie von 

der Bundesregierung angekündigt — 1986/87 den 
Hafen Osnabrück erreicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 3. August 

Nach dem heutigen Stand der Arbeiten kann davon ausgegangen wer- 
den, daß der Hafen Osnabrück in den Jahren 1986/1987 vom vollabge- 
ladenen (2,50 m) Europaschiff erreicht werden kann. 


36. Abgeordneter Warum ist ein frühzeitigerer Ausbau des Osna- 
Dr. Homhues brücker Zweigkanals nicht beabsichtigt? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 3. August 

Die Gesamtplanung für den Ausbau des Mittellandkanals in der West- 
strecke hat als vorrangiges Teilziel den durchgehenden Kanalabschnitt 
vom Dortmund-Ems-Kanal bis zur Weser fertigzustellen. Die Zweigkanä- 
le sollen zeitlich überschneidend bei Beendigung des Hauptkanalausbau- 
es in Angriff genommen werden. Den Zweigkanal schon heute auszu- 
bauen scheitert an fehlenden Haushaltsmitteln und würde auch für die 
Schiffahrt keinen Nutzen bringen, solange der Hauptkanal noch nicht 
vom Dortmund-Ems-Kanal bis zur Weser vom vollab geladenen Europa- 
schiff befahren werden kann. 

37. Abgeordneter Zu welchem Termin ist beabsichtigt, an der Auto- 

Dr. Homhues bahn E 8 im Bereich Hellern der Stadt Osnabrück 

(CDU/CSU) aktive Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, und 

welche Maßnahmen sind konkret geplant? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 3. August 

Nach Auskunft der niedersächsischen Straßenbauverwaltung sind fol- 
gende Schallschutzmaßnahmen im Bereich Hellern geplant: 

Bereich Straße „Am Lünsebrink“ 

Lärmschutz wall, 5 m Höhe über Gradiente zwischen Überführung Alter 
Weg ~ Kreuzung A 30/Rheiner Landstraße. Auf Kreuzungsbauwerk 
A 30/Rheiner Landstraße und in östlicher Richtung auf 250 m Länge 
Lärmschutzwand, 3 m Höhe über Gradiente. Lärmschutz wall und Lärm- 
schutzwand liegen südlich der Bundesautobahn (BAB). Zusätzlicher 
passiver Lärmschutz an vier Gebäuden. 

Bereich Straße „An der Blankenburg"" 

Lärmschutzwand, Höhe von 3,0 bis 3,5 m über Gradiente, von 500 m 
westlich bis 100 m östlich der Kreuzung A 30/ An der Blankenburg 
nördlich der BAB. Zusätzhcher passiver Lärmschutz an vier Gebäuden. 

Die betroffenen und begünstigten Anwohner der A 30 sind durch Pres- 
seinformation, Bürgerversammlung und in Einzelgesprächen umfang- 
reich über die geplante Maßnahme informiert worden. 

Die niedersächsische Straßenbauverwaltung geht davon aus, daß der für 
den Bau der Wälle und Wände notwendige Grunderwerb ohne Proble- 
me freihändig getätigt werden kann und Planfeststellungsverfahren 
nicht erforderhch sind. Die Bauplanung läuft; davon ausgehend ist ein 
Baubeginn im Frühjahr 1980 möglich. 

Für die Maßnahmen des passiven Lärmschutzes werden z. Z. schon Fir- 
menangebote durch die Hauseigentümer eingeholt. In Abhängigkeit vom 
Ergebnis können in einzelnen Fällen Lärmschutzfenster noch in diesem 
Jahr eingebaut werden. 


38. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Durchführung des 
Planfeststellungsverfahrens in Verbindung mit einer 
Rheinstaustufe bei Neuburgweier noch für not- 
wendig, obwohl sie die Ergebnisse der Geschiebebei- 
gabe positiv bewertet und obwohl Verhandlungen 
mit der französischen Regierung angelaufen sind, 
deren Ziel es ist, diese Rheinstaustufe durch die 
Geschiebebeigabe zu ersetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 6. August 

Wie die Bundesregierung im Einvernehmen mit den Ländern Baden- 
Württemberg und Rheinland-Pfalz wiederholt erklärt hat, hält sie die 
Geschiebezugabe für eine technisch gleichwertige, aber erheblich um- 
weltschonendere und wirtschaftlichere Alternative zum Bau der Stau- 
stufe bei Neuburgweier. Dementsprechend hält sie das Planfeststellungs- 
verfahren unter technischen Aspekten nicht für erforderlich. 

I > 

Die Frage der Durchführung des nach der Zusatzvereinbarung vom 
16. Juli 1975 vorgesehenen Planfeststellungsverfahrens gehört zu dem 
Fragenkreis, der mit der französischen Regierung erörtert wird. Diese 
Gespräche sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 


39. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Erhöhung des 
höchstzulässigen Gesamtgewichts 3achsiger (Beton- 
misch-) Fahrzeuge von 22 t auf 26 t zu überprüfen, 
nachdem errechnet wurde, daß dadurch jährlich 
27 Millionen Liter Dieselkraftstoff eingespart 
werden können und' eine stärkere Inanspruch- 
nahme der Straßen angesichts der Fortschritte 
in der Reifentechnik nicht stattfinden würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 6. August 

Unter Berücksichtigung der Einsparung von Dieseltreibstoff wären je- 
weils die schwerst- und größtmöglichen Fahrzeuge am wirtschaftlich- 
sten. Dem steht jedoch der zunehmende volkswirtschaftliche Schaden 
gegenüber, der als Folge der Zerstörung der Fahrbahn durch eine unbe- 
schränkte Zulassung überschwerer Kraftfahrzeuge zu erwarten wäre. 

Besonders betroffen sind durch das höhere Gesamtgewicht Brückenbau- 
werke, insbesondere im Zuge von Kreisstraßen und des nicht klassifi- 
zierten Straßennetzes, die z. T. schon heute überbeansprucht werden. 
Bei einer Zulassung von höheren Achslasten und Gesamtgewichten 
müßte eine große Zahl dieser Brücken für schwere Fahrzeuge gesperrt 
oder umgebaut werden. 

Auch die Fortschritte in der Reifentechnik können nicht die stärkere 
Inanspruchnahme der Straßen mindern, da das Fahrzeuggewicht auch 
weiterhin auf den Boden gebracht werden muß. In den von den Trans- 
portbeton-Fahrzeugen i. d. R. gefahrenen Geschwindigkeiten kommt 
überwiegend die statische Achslasten zum Tragen. Erst bei höheren Ge- 
schwindigkeiten, bei denen dynamische Achslasten stärker in den Vor- 
dergrund treten, kann z. B. durch verbesserte Reifen und Fahrzeugfe- 
derungen eine geringere Straßenschädigung vermutet werden. 

Durch die erhöhten Aufwendungen im Straßenbau ist ein erhöhter 
Energie- und Rohstoffbedarf erforderlich, der gegen die eventuellen 
Einsparungen aufzurechnen wäre. Hohe Maße und Gewichte von Stra- 
ßenfahrzeugen sind aber auch aus Gründen des Umweltschutzes und der 
Verkehrssicherheit wenig erwünscht. 

Auf Grund der geschilderten Sachlage besteht gegenwärtig keine Mög- 
lichkeit einer Änderung des § 34 StVZO oder der Genehmigung von 
Ausnahmen. 

Im übrigen nehme ich Bezug auf die Beantwortung Ihrer Anfrage in der 
Fragestunde am 22./23. Februar 1978. 

40. Abgeordneter Hat nach Kenntnis der Bundesregierung die Deut- 
Biechele sehe Bundesbahn inzwischen die Genehmigung zur 

(CDU/CSU) Umstellung der Strecke Singen-Schaffhausen von 

Dieselbe trieb auf elektrische Zugförderung bean- 
tragt, um die kleine Lücke in der Elektrifizierung 
dieser wichtigen Nord-Süd-Bahnstrecke im Inter- 
esse der Rationalisierung des Betriebs zu schließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 3. August 

Ihre während der Sommerpause im Monat Juli 1979 eingereichte Frage 
beantworte ich mit „Nein“ 

Gegenüber Ihrer Anfrage vom 10. November 1978 (Drucksache 8/2249, 
Frage B 1 05) ist der Sachstand unverändert. 


4 1 . Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Beamte der Deutschen Bundespost 
Sonderurlaub erhalten, wenn sie als ehrenamtliche 
Jugendgruppenleiter in Nordrhein-Westfalen Ferien- 
lager betreuen, die aus Mitteln des Landesjugend- 
plans finanziert werden, daß ihnen dieser Urlaub 
aber verweigert wird, wenn die entsprechenden 
Ferienlager allein auf Grund einer Änderung der 
Zuständigkeit innerhalb der Landesregierung aus 
Mitteln des Ministers für Arbeit und Soziales er- 
folgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 8. August 

Es trifft zu, daß Beamte der Deutschen Bundespost nur dann Sonderur- 
laub unter Fortzahlung der Dienstbezüge für die Tätigkeit als Jugend- 
gruppenleiter erhalten, wenn die Ferienlager im Rahmen des Landesju- 
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genaplans gefördert werden. Erfolgt keine derartige Forderung, so kann 
nach der Sonderurlaubsverordnung für Bundesbeamte und Richter im 
Bundesdienst nur Sonderurlaub unter Wegfall der Bezüge bewilligt wer- 
den. Nach § 7 Satz 1 Nr. 4 der Verordnung wird bezahlter Sonderur- 
laub für die Tätigkeit als ehrenamtlicher Jugendgruppenleiter unter an- 
derem nur für Veranstaltungen gewährt, die im Rahmen des Bundesju- 
gendplans oder eines Landesjugendplans gefördert werden. 


42. Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Ist es bejahendenfalls vernünftig, gerecht und ruf 
die Dauer vertretbar, Gewährung von Sonderurlaub 
für ehrenamtliche Arbeit im jugendpflegerischen 
Bereich von einem ausschließlich formalen Krite- 
rium abhängig zu machen, so daß durch eine aus 
ganz anderen Gründen erfolgte Organisations- 
entscheidung einer Landesregierung Bedienstete des 
Bundes benachteiligt werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 8. August 


Für die derzeitige Fassung der oben erwähnten Bestimmung der Sonder- 
urlaubsverordnung war ausschlaggebend, daß für die Urlaubsbewilligung 
in den vielen Fällen der Praxis sichere Abgrenzungsmerkmale vorhanden 
sein müssen und die Gewährung von Sonderurlaub wegen der nicht un- 
erheblichen Kosten in angemessenen Grenzen gehalten werden mußten. 
Beim Bundesinnenminister ist im Zusammenhang mit einer vorgesehe- 
nen Änderung der Sonderurlaubsverordnung auch vorgesehen zu prüfen, 
ob die geltende Regelung erweitert werden kann. Dabei wird allerdings 
zwischen einer Reihe anderer, bisher nicht berücksichtigter Forderun- 
gen abzuwägen sein, die aus finanziellen Überlegungen nicht erfüllt wer- 
den konnten. 


43. Abgeordneter Wie ist der Sachstand der Planungen bezüglich der 
Spranger Verbindungsspange von der Bundesautobahn A 7 

(CDU/CSU) zur B 25 südlich von Feuchtwangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede vom 6. August 

Die bayerische Straßenbauverwaltung teilt mit, daß die Planungen für 
die Bundesstraße 25, Verbindungsspange Al— Feucht wagen/ Schopf- 
loch, noch nicht abgeschlossen sind. Auch die Abstimmung mit den 
beteiligten Gemeinden dauert noch an. Somit liegen auch dem Bundes- 
verkehrsminister noch keine Einzelheiten über die Planungen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 


44. Abgeordneter 
Dr. von Geldern 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung die 
von ihr selbst für spätestens Mitte Juni 1979 ange- 
kündigte Entscheidung über Einrichtung und Stand- 
ort des deutschen Antarktis-Instituts bisher nicht 
getroffen? 


45. Abgeordneter 
Dr. von Geldern 
(CDU/CSU) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung 
die von Wirtschaft und Wissenschaft dringlich 
erwartete Entscheidung über das deutsche Ant- 
arktis-Institut und seinen Standort nunmehr trifft 
und bekanntgibt? 
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Antwort des Staatssekretärs Haunschild vom 6. August 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie prüft z. Z. die 
in der Drucksache 8/2715 angeführten maßgebenden Kriterien für 
den Standort des Instituts für Polarforschung. Die Arbeiten stehen 
vor dem Abschluß. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in der Standortfrage bis zum Herbst 
1 979 zu entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


46. Abgeordneter 
Dr. Langguth 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei der vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft am 16. Juh 1979 vorge- 
legten Auswertung der Studentenparlamentswahlen 
weder baden-württembergische Hochschulen noch 
Fachhochschulen berücksichtigt wurden, und daß 
der Auswertung die Sitzverteilung in Studenten- 
parlamenten und nicht die Zahl der abgegebenen 
Stimmen zugrundelag? 


Antwort des Bundesministers Dr. Schmude vom 3. August 

Die Auswertung beschränkte sich auf Universitäten und Technische 
Hochschulen, an denen vom Sommersemester 1976 bis zum Winter- 
semester 1978/79 Wahlen zu Studentenparlamenten und studentischen 
Konventen stattfanden, um im Untersuchungszeitraum von vergleich- 
baren Werten ausgehen zu können. In Baden-Württemberg wurde im 
Wintersemester 1978/79 zu Studentenparlamenten nicht mehr ge- 
wählt, da die verfaßte Studentenschaft abgeschafft worden war. 


47. Abgeordneter 
Dr. Langguth 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Differenz der 
Zahlenangaben zwischen den Wahlanalysen z. B. des 
Rings Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS) 
und den Analysen des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft, da der RCDS für das 
Wintersemester 1978/79 für sich einen Stimmenan- 
teil von 24,7 V. H. errechnete, er damit der mit 
Abstand - auch im Verhältnis zu den ,, Juso-Hoch- 
schulgruppen“ - stärkste Studentenverband wäre, 
währenddessen das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft lediglich 20,2 v. H. für den RCDS 
errechnete, und ist die Bundesregierung bereit, 
ihre Analyse der Studentenparlamentswahlen zu 
überprüfen? 


Antwort des Bundesminister Dr. Schmude vom 3. August 

Die Differenz zwischen den Zahlenangaben des Rings Christlich- Demo- 
kratischer Studenten (RCDS) und denen des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft beruht auf der Auswertung unterschiedlichen 
Basismaterials. Die Untersuchung des Ministeriums hat errungene 
Mandate, die Wahlanalyse des RCDS für das Wintersemester 1978/79 
dagegen Wählerstimmen ausgewertet. Die Berechnung von Sitzanteilen 
zeigt Entwicklungen der pohtischen Kräfteverhältnisse auf, die für die 
Ausrichtung der studentischen Politik und ihre Einschätzung maßge- 
bend sind. Verläßhche Daten über die Stimmenanteile, die im Ver- 
gleichszeitraum auf die zur Wahl stehenden studentischen Gruppie- 
rungen entfallen sind, liegen dem Ministerium nicht vor. Zwischen den 
Stimmenanteilen und den Sitzanteilen, die auf einen Studentenverband 
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bundesweit entfallen, besteht schon wegen der an einzelnen Hoch- 
schulen sehr unterschiedlichen Zahl Wahlberechtigter und zu ver- 
gebender Mandate keine Verhältnisgleichheit. 

Die Differenz der Zahlenangaben beruht daher nicht auf einer fehler- 
haften Analyse, sondern auf verschiedenen Methoden. 

Eine Überprüfung der vom Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft vorgenommenen Analyse der Studentenparlamentswahlen ist 
also nicht notwendig. 


Bonn, den 13. August 1979 



